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Die Erfolge werden dort sichtbar, wo die Zusammenarbeit 
der staatlichen Organe mit den Baukollektiven, den gesell­
schaftlichen Kräften und Bürgern dieser neu entstehenden 
Wohngebiete eng gestaltet wird.

Als Bestandteil der Rechtserziehung und Rechtspropa­
ganda werden kontinuierlich Presseveröffentlichungen zum 
Anliegen der Stadtordnung für eine saubere.Stadt genutzt, so 
z. B. Interviews und offene Briefe des Oberbürgermeisters, 
Auswertung von Einsätzen unserer Stadtinspektoren und von 
Komplexbegehungen besonders zu den Anliegerpflichten der 
Betriebe und Handelseinrichtungen. Es werden Antworten zu 
Eingaben über Ver- und Entsorgungsschwerpunkte veröffent­
licht und vor allem Initiativen aus Pflegschaftsverträgen, eh­
renamtlichen Bürgerbrigaden, von Hausgemeinschaften, Be­
triebskollektiven und Schulen öffentlich gewürdigt.

Als wertvoll erweist sich die vertrauensvolle Zusammen­
arbeit der örtlichen Organe mit den Justiz-, Sicherheits- und 
Kontrollorganen unserer Stadt. Das schließt die Sicherung 
eines aktuellen Informationsflusses ein. Analytische Ergeb­
nisse aus der Tätigkeit dieser Organe sind ebenso wie,diffe­
renzierte Hinweise aus bedeutenden Einzelfällen stets eine 
wertvolle Bereicherung in Vorbereitung von Plenartagungen 
der Stadtverordnetenversammlung oder für Beratungen im 
Rat der Stadt. Auch eigenverantwortliche Beschlüsse und. 
Maßnahmen dieser Organe, wie z. B. die Konzeption des Lei­
ters des Volkspolizeikreisamtes vom 18. Februar 1982 zur bes­
seren Gewährleistung.xvon Ordnung und Sauberkeit in Durch­
setzung des Landeskulturgesetzes und der Stadtordnung ord­
nen sich außerordentlich praxiswirksam in unser Gesamtan­
liegen ein. Zahlreiche Mitarbeiter der Justiz-, Sicherheits- und 
Kontrollorgane sind äußerst aktiv als Abgeordnete der 
4 Volksvertretungen, als Mitglieder der Ständigen Kommis­
sionen oder als berufene Bürger tätig.

Besonders würdigen möchte ich in diesem Zusammenhang 
auch den hohen.Wert und die Bereitschaft der Mitarbeiter 
unserer Justiz- und Sicherheitsorgane bei der rechtspropa­
gandistischen Arbeit. Kontinuierlich wird in vielfältigen Ver­
anstaltungen vor Kollektiven der Werktätigen, in den Wohn­
bezirksausschüssen unserer Stadt, in Klubhäusern und Schu­
len und besonders auch unter, der Jugend dazu beigetragen,

das Rechtsbewußtsein zu entwickeln und weitere Initiativen 
zur Erhöhung von Ordnung, Disziplin, Sicherheit und Sauber­
keit auszulösen. Wirkungsvoll ist stets das Auftreten der Lei­
ter der Justiz- und Sicherheitsorgane vor den 4 Volksvertre­
tungen und ihren Organen, gleich, ob das nach Aufforderung 
auf der Grundlage des § 48 Abs. 4 GöV oder aus eigener In­
itiative geschieht.

Ich möchte eine weitere Arbeitsmethode anführen. Unter 
Führung des Sekretariats der Stadtleitung der SED und in 
engem Zusammenwirken des Rates der Stadt mit dem FDGB- 
Stadtvorstand und den Leitern der Justiz-, Sicherheits- und 
Kontrollorgane finden halbjährlich Anleitungsberatungen und 
Erfahrungsaustausche mit Direktoren und Parteisekretären 
aus 55 volkswirtschaftlich wichtigen Betrieben auf Stadt­
ebene sowie weiteren 140 Betrieben auf Stadtbezirksebene 
statt, auf denen Fragen der Gesetzlichkeit, der Ordnung, 
Sicherheit und Sauberkeit im Territorium und im Betrieb 
erörtert werden. Auch hier sind gerade die Beiträge der 
Justiz- und Sicherheitsorgane, aber auch kritische Wertungen 
aus Sicht und Verantwortung des Rates instruktiv und lösen 
Impulse zur Veränderung aus.

Natürlich gibt es bei allen Erfolgen keinen Grund zur 
Selbstzufriedenheit. Aber wir besitzen alle Voraussetzungen 
für weitere Fortschritte auch auf diesem Gebiet. Die Potenzen 
unserer Großstadt — die konzentrierte und politisch erfah­
rene Arbeiterklasse unter Führung der marxistisch-leninisti­
schen Partei, die eng mit den Werktätigen und Bürgern ver­
bundene sozialistische Staatsmacht, die noch bewußtere Ein­
beziehung der Bürger in die Gestaltung und Entwicklung un­
serer sozialistischen Großstadt, das abgestimmte Zusammen­
wirken mit den Betrieben, Einrichtungen, gesellschaftlichen 
Organisationen, Justiz-, Sicherheits- und Kontrollorganen — 
bieten günstige Voraussetzungen für die Erhöhung der Rechts­
sicherheit und damit für die weitere Zurückdrängung von 
Rechtsverletzungen.

Und ich darf hinzufügen, was unsere Bürger selbst sagen: 
Es lohnt sich, in unserer sozialistischen, auf die Zukunft 
orientierten Großstadt Halle zu arbeiten, zu wohnen und zu 
leben, in einer Stadt, in der sie sich geborgen und wohl füh­
len.
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Im Rahmen des weltweiten, sich verschärfenden ideologischen 
Kampfes zwischen Sozialismus und Imperialismus spielt die 
Auseinandersetzung mit bürgerlichen Auffassungen über die 
Menschenrechte eine wichtige Rolle. In einer Zeit, in der sich 
das kapitalistische System auf ganzer Linie in der Krise be­
findet, versucht die Bourgeoisie, durch eine mit großem Auf­
wand betriebene Menschenrechtskampagne aus ihrer weltan­
schaulichen Defensivposition herauszukommen. Bürgerliche 
Wissenschaftler, die ja direkt oder indirekt eine Dienstlei­
stungsfunktion im Interesse des Kapitals erfüllen, sind be­
strebt, die bürgerliche Menschenrechtskonzeption als allge­
meingültig und mit den UN-Menschenrechtsdokumenten 
übereinstimmend hinzustellen.1

Im folgenden soll die Haltung bürgerlicher Staats- und 
Rechtswissenschaftler zu den politischen und sozialökonomi­
schen Menschenrechten, insbesondere zu den beiden Interna­
tionalen Konventionen über Bürgerrechte und politische 
Rechte sowie über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte vom 16. Dezember 1966, näher betrachtet werden. Da­
bei wird von der Menschenrechtskonzeption der Vereinten 
Nationen ausgegangen, wonach alle Menschenrechte und 
Grundfreiheiten eine untrennbare Einheit bilden und die

volle Verwirklichung der Bürgerrechte und politischen Rechte 
ohne die Ausübung ökonomischer, sozialer und kultureller 
Rechte unmöglich ist.2 Diese Konzeption entspricht auch der 
Haltung der sozialistischen Staaten und den Lehren der so­
zialistischen Staats- und Völkerrechtswissenschaft.3

Hauptrichtungen der bürgerlichen Völkerrechtslehre 
in bezug auf die Menschenrechte

Innerhalb der bürgerlichen Völkerrechtslehre lassen sich hin­
sichtlich der allgemeinen Haltung zu den Menschenrechten 
vier Hauptrichtungen feststellen:

Zu der ersten Hauptrichtung, die eindeutig antikommuni­
stisch ist, gehören Juristen, die zu dem Mittel der Tatsachen­
verfälschung und Diffamierung der sozialistischen Staaten 
greifen. So stellt z. B. der BRD-Staatsrechtler W. S c h a u ­
m a n n  die verleumderische Behauptung auf, die sozialisti­
schen Staaten seien, „wenn überhaupt, nur an den Sozialrech­
ten interessiert“.4 Auch der Franzose P. V e i l  a s  behauptet, 
die sozialistischen Staaten zeigten wenig Neigung zu einer 
Anerkennung der bürgerlichen und politischen Freiheiten und 
konzentrierten sich nur auf soziale und ökonomische Rechte.5 
Als falsch erwies sich die Prophezeiung des Österreichers 
А. К h о 1 : „Westliche konservative Staaten werden wohl 
nur die Konvention über die bürgerlichen und politischen 
Rechte, östliche Staaten nur jene über die wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Rechte ratifizieren. “6 Tatsächlich hat­
ten die sozialistischen Staaten bereits Ende 1973 beide Kon­
ventionen ratifiziert, während die kapitalistischen Staaten in 
ihrer übergroßen Mehrheit immer noch abseits stehen.

Die zweite Hauptrichtung ist gekennzeichnet durch Versu-


